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Die Debatte über den Ausbau der Windkraft wird in Deutschland
seit Jahren mit einer auffälligen moralischen Schärfe geführt.

https://buergerinitiative-pronatur.de/windkraft-um-jeden-preis-diese-subventionspolitik-muss-endlich-enden/
https://buergerinitiative-pronatur.de/windkraft-um-jeden-preis-diese-subventionspolitik-muss-endlich-enden/
https://buergerinitiative-pronatur.de/windkraft-um-jeden-preis-diese-subventionspolitik-muss-endlich-enden/
https://epetitionen.bundestag.de/petitionen/_2026/_01/_08/Petition_193142.html
https://epetitionen.bundestag.de/petitionen/_2026/_01/_08/Petition_193142.html


Wer zustimmt, gilt als zukunftsorientiert. Wer widerspricht,
wird  schnell  als  rückständig,  unvernünftig  oder  gar
verantwortungslos  abgestempelt.  Doch  hinter  dieser
aufgeladenen  Fassade  wächst  bei  immer  mehr  Menschen  der
Eindruck, dass hier etwas grundsätzlich aus dem Ruder gelaufen
ist. Denn was offiziell als notwendiger Fortschritt verkauft
wird,  ist  vielerorts  nichts  anderes  als  ein  politisch
aufgeblähtes  Fördersystem,  das  wirtschaftliche  Schwächen
kaschiert, Natur und Landschaft belastet und die finanziellen
Folgen auf die Allgemeinheit abwälzt.

Genau an diesem Punkt setzt die Petition 193142 an, die am
08.01.2026  beim  Deutschen  Bundestag  eingereicht  wurde.  Sie
fordert  eine  grundlegende  Reform  der  bestehenden
Subventionspolitik  des  Bundes  für  die  Errichtung  von
Windenergieanlagen. Im Zentrum der Kritik steht vor allem das
sogenannte Referenzertragsmodell, also jenes System, das dafür
sorgt,  dass  sich  Windkraftanlagen  nicht  nur  an  wirklich
geeigneten Standorten rechnen, sondern auch dort, wo der Wind
von Natur aus kaum ausreicht. Dass ein solches Modell seit
Jahren politisch verteidigt wird, ist bezeichnend für eine
Energiewendepolitik,  die  sich  immer  weiter  von
wirtschaftlicher  Vernunft,  naturverträglicher  Planung  und
demokratischer Ehrlichkeit entfernt hat.

Ein  Fördersystem  gegen  jede
natürliche Logik
Es  gibt  Wahrheiten,  die  so  schlicht  sind,  dass  man  sich
wundern muss, warum sie überhaupt noch ausgesprochen werden
müssen. Eine davon lautet: Wo zu wenig Wind weht, dort ist ein
Standort für Windenergie nicht geeignet. Diese Einsicht ergibt
sich nicht aus Ideologie, sondern aus elementarer Vernunft.
Eine Anlage, die an einem schwachwindigen Ort nur deshalb
gebaut  wird,  weil  staatliche  Förderregeln  sie  künstlich
tragfähig machen, ist kein Erfolg der Energiewende, sondern



ein Beleg für ihre Fehlsteuerung.

Genau  das  kritisiert  die  Petition  mit  bemerkenswerter
Klarheit.  Das  bestehende  Fördersystem  führt  dazu,  dass
wirtschaftlich  ungeeignete  Standorte  nicht  aussortiert,
sondern  durch  politische  Mechanismen  künstlich  aufgewertet
werden.  Auf  dem  Papier  erscheinen  sie  rentabel,  in  der
Realität  aber  nur  deshalb,  weil  ihnen  der  Staat  über
Fördermodelle  die  nötige  Wirtschaftlichkeit  verschafft.  Was
also nach Investition und Zukunft klingt, ist bei näherem
Hinsehen oft ein staatlich alimentiertes Konstrukt, das unter
echten Marktbedingungen nie Bestand hätte.

Das Problem liegt nicht nur in einzelnen Fehlentwicklungen,
sondern im Prinzip selbst. Denn wenn der Staat gezielt dort
höhere  Anreize  setzt,  wo  die  natürlichen  Voraussetzungen
schwach  sind,  dann  wird  nicht  mehr  nach  Eignung  geplant,
sondern gegen sie. Der Ausbau folgt dann nicht länger dem
Maßstab  von  Effizienz  und  Sinnhaftigkeit,  sondern  dem
politischen Willen, möglichst überall Windkraft durchzusetzen
– notfalls auch gegen Natur, Landschaft, Wirtschaftlichkeit
und den gesunden Menschenverstand.

Das  Referenzertragsmodell  als
politischer Trick
Das  Referenzertragsmodell  wird  oft  technisch  und  nüchtern
beschrieben, als handele es sich um ein sachliches Instrument
ohne größere gesellschaftliche Brisanz. Tatsächlich aber ist
es eines der zentralen Werkzeuge, mit denen die Ausweitung der
Windkraft in immer neue Regionen ermöglicht wurde. Es sorgt
dafür, dass Standorte mit geringer Windhöffigkeit besonders
begünstigt  werden.  Je  schlechter  also  die  natürlichen
Bedingungen, desto stärker greift die politische Korrektur.

Allein darin liegt bereits ein bemerkenswerter Widerspruch.



Was  in  einer  vernünftigen  Energiepolitik  eigentlich  ein
Ausschlusskriterium sein müsste – nämlich mangelnder Wind –,
wird  im  deutschen  Fördersystem  zum  Anlass  für  besondere
Unterstützung. Der natürliche Nachteil eines Standortes wird
nicht als Grenze anerkannt, sondern durch staatliche Eingriffe
kompensiert. Damit wird aus einem objektiv schwachen Standort
ein scheinbar wirtschaftlicher. Doch dieser Schein ist teuer
erkauft.

Die Kosten verschwinden ja nicht. Sie werden nur verlagert. Am
Ende zahlen nicht die Projektierer den Preis für schlechte
Standortentscheidungen, sondern die Allgemeinheit. Stromkunden
tragen  die  Last  über  höhere  Preise,  Steuerzahler  über
staatlich flankierte Fördermechanismen, Kommunen über soziale
Konflikte und Bürger vor Ort über den Verlust von Landschaft,
Ruhe  und  gewachsener  Lebensqualität.  Was  also  als
energiewirtschaftliche  Modernisierung  verkauft  wird,  ist  in
Wahrheit  vielfach  eine  systematische  Umverteilung  von
Belastungen  nach  unten  und  von  Gewinnen  nach  oben.

Die  große  Lebenslüge  der
Energiewende
Die politische Erzählung lautet seit Jahren, dass der Ausbau
der  erneuerbaren  Energien  alternativlos  sei  und  jede  neue
Windkraftanlage automatisch einen Fortschritt darstelle. Genau
diese  vereinfachende  Sichtweise  hat  die  Debatte  vergiftet.
Denn sie tut so, als sei die bloße Zahl neuer Anlagen bereits
ein Beweis für Erfolg. Sie fragt nicht mehr ernsthaft danach,
wo gebaut wird, mit welcher Effizienz gebaut wird, zu welchem
Preis gebaut wird und welche Schäden dabei entstehen.

Diese  Verengung  ist  kein  Zufall.  Sie  ist  Teil  einer
politischen  Strategie,  die  Quantität  über  Qualität  stellt.
Hauptsache,  es  wird  gebaut.  Hauptsache,  die  Ausbauzahlen
stimmen. Hauptsache, man kann neue Genehmigungen, neue Flächen



und neue Projekte vermelden. Ob ein Standort sinnvoll ist, ob
die tatsächliche Stromausbeute den Eingriff rechtfertigt, ob
Anwohner  überfordert  werden  und  ob  Naturgüter  dauerhaft
geschädigt werden, tritt immer weiter in den Hintergrund.

Gerade darin liegt die große Lebenslüge dieser Politik. Denn
eine Energiewende, die sich nur durch immer tiefere Eingriffe,
immer  größere  Subventionslasten  und  immer  mehr  politische
Schönfärberei aufrechterhalten lässt, ist kein überzeugendes
Zukunftsmodell. Sie lebt von der Behauptung, dass jedes Opfer
notwendig sei und jede Kritik unseriös. Doch diese Behauptung
verliert an Glaubwürdigkeit, je mehr Menschen erleben, wie
rücksichtslos vor Ort geplant und wie selektiv über die Folgen
gesprochen wird.

Wenn  Bürger  zahlen  und  andere
profitieren
Der Unmut vieler Menschen entzündet sich nicht allein an den
Anlagen selbst, sondern an dem Gefühl, dass hier ein System
entstanden  ist,  in  dem  Verantwortlichkeiten  konsequent
verschoben  werden.  Die  Gewinne  liegen  bei  Investoren,
Betreibern und Projektentwicklern. Die Lasten dagegen werden
sozialisiert.  Genau  das  ist  einer  der  Gründe,  warum  die
Akzeptanz der Windkraftpolitik in vielen Regionen dramatisch
sinkt.

Denn die Bürger sehen sehr genau, was passiert. Sie sehen,
dass  ihre  Stromkosten  steigen.  Sie  sehen,  dass  politische
Entscheidungen über ihre Köpfe hinweg getroffen werden. Sie
sehen, dass einst geschützte oder sensible Landschaftsräume
zunehmend zur Verfügungsmasse einer ideologisch aufgeladenen
Ausbaupolitik werden. Und sie sehen, dass ihre Einwände zwar
angehört, aber immer seltener ernst genommen werden.

Besonders bitter ist dabei der moralische Ton, mit dem diese



Politik oft begleitet wird. Wer sich gegen ein Projekt vor der
eigenen  Haustür  wehrt,  wird  schnell  als  egoistisch
dargestellt.  Wer  auf  Landschaftszerstörung  oder  mangelnde
Wirtschaftlichkeit  hinweist,  gilt  plötzlich  als
Fortschrittsfeind.  Wer  Natur  schützen  will,  muss  sich
rechtfertigen,  während  diejenigen,  die  ganze  Räume
industrialisieren, sich als Bewahrer der Zukunft inszenieren.
Diese Verdrehung ist nicht nur arrogant, sondern demokratisch
brandgefährlich. Sie zerstört Vertrauen, weil sie berechtigte
Kritik nicht widerlegt, sondern diffamiert.

Natur  und  Landschaft  sind  keine
Verfügungsmasse
Für  Bürgerinitiativen  wie  ProNatur  ist  die  Frage  der
Subventionspolitik deshalb untrennbar mit dem Schutz von Natur
und  Landschaft  verbunden.  Denn  Förderlogik  bleibt  nie
abstrakt. Sie setzt sich immer in konkrete Eingriffe um. Jeder
künstlich attraktiv gerechnete Standort bedeutet am Ende reale
Flächeninanspruchnahme,  neue  Zuwegungen,  Rodungen,
Bodenversiegelung, technische Überformung und einen weiteren
Verlust an Unberührtheit und Heimatqualität.

Gerade  in  windschwächeren  Regionen  ist  dieser  Widerspruch
besonders deutlich. Dort ist der energetische Nutzen häufig
begrenzter,  während  der  landschaftliche  Schaden  umso
gravierender  ausfällt.  Wälder,  Höhenzüge,  Offenlandschaften
und  historisch  gewachsene  Kulturräume  werden  mit  Anlagen
überzogen,  die  sich  unter  normalen  Bedingungen  nie  hätten
durchsetzen können. Der Staat schafft also erst durch seine
Förderpolitik die Voraussetzungen dafür, dass Naturzerstörung
an  ungeeigneten  Standorten  überhaupt  wirtschaftlich
interessant  wird.

Das ist der eigentliche Skandal. Nicht allein, dass gebaut
wird, sondern dass politische Regeln die Zerstörung überhaupt



erst  rentabel  machen.  Natur  und  Landschaft  werden  so  zum
Kollateralschaden  einer  Politik,  die  sich  selbst  als
ökologisch bezeichnet, obwohl sie in der Fläche oft genau das
Gegenteil bewirkt. Wer den Begriff Nachhaltigkeit ernst nimmt,
kann eine solche Praxis nicht verteidigen.

Die Akzeptanzkrise ist hausgemacht
Die politische Klasse beklagt gerne mangelnde Akzeptanz in der
Bevölkerung, als handle es sich um ein Kommunikationsproblem.
Als müsste man den Menschen nur besser erklären, warum sie
Eingriffe  in  ihre  Umgebung  hinnehmen  sollen.  Doch  diese
Sichtweise ist bequem und falsch. Die Akzeptanzkrise ist nicht
das Ergebnis misslungener Öffentlichkeitsarbeit. Sie ist das
direkte  Resultat  einer  Politik,  die  Bürgerinteressen
systematisch  entwertet  und  Kritik  reflexhaft  moralisch
abwehrt.

Menschen  verlieren  nicht  deshalb  Vertrauen,  weil  sie
Fortschritt grundsätzlich ablehnen. Sie verlieren Vertrauen,
wenn sie den Eindruck gewinnen, dass politische Entscheidungen
nicht mehr dem Gemeinwohl dienen, sondern einem dogmatischen
Ausbauprogramm. Sie verlieren Vertrauen, wenn offensichtliche
Widersprüche  nicht  benannt  werden  dürfen.  Sie  verlieren
Vertrauen, wenn sie erleben, dass wirtschaftlich fragwürdige
Projekte mit großem Nachdruck durchgesetzt werden, obwohl die
Belastungen vor Ort enorm sind.

Die Petition 193142 ist deshalb auch Ausdruck einer tieferen
gesellschaftlichen Erschöpfung. Sie macht deutlich, dass immer
mehr Bürger nicht länger bereit sind, die offizielle Erzählung
widerspruchslos zu akzeptieren. Sie verlangen eine Rückkehr zu
Maß,  Vernunft  und  Verantwortlichkeit.  Sie  verlangen,  dass
politische  Entscheidungen  wieder  auf  nachvollziehbaren
Kriterien  beruhen  und  nicht  auf  der  Logik  permanenter
Förderung.



Eine Reform ist keine Radikalität,
sondern überfällig
Es  ist  bemerkenswert,  wie  schnell  in  Deutschland  jede
grundlegende  Kritik  an  der  Windkraftförderung  als  radikal
etikettiert wird. Dabei ist die Forderung der Petition in
Wahrheit ausgesprochen moderat. Sie verlangt nichts anderes,
als dass Windenergieanlagen dort errichtet werden sollen, wo
eine  ausreichende  Windhöffigkeit  besteht  und  ein
wirtschaftlicher  Betrieb  ohne  dauerhafte  Subventionierung
möglich ist. Das sollte eigentlich selbstverständlich sein.

Denn welche andere Infrastruktur würde man ernsthaft nach dem
Prinzip planen, dass fehlende Eignung einfach durch staatliche
Dauerhilfe ersetzt wird? In kaum einem anderen Bereich würde
man es hinnehmen, dass objektiv schwache Voraussetzungen nicht
zum Ausschluss führen, sondern zum Fördervorteil werden. Genau
deshalb trifft die Petition einen so empfindlichen Punkt: Sie
entlarvt die Windkraftförderung als Bereich, in dem politische
Zielvorgaben die Realität längst überlagert haben.

Eine Reform der Subventionspolitik ist daher kein Angriff auf
Vernunft, sondern ihre Wiederherstellung. Es geht nicht darum,
jede Form von Windenergie pauschal abzulehnen. Es geht darum,
endlich wieder zwischen geeigneten und ungeeigneten Standorten
zu unterscheiden, zwischen sinnvollen Projekten und künstlich
am Leben gehaltenen Vorhaben, zwischen echter Nachhaltigkeit
und teuer subventionierter Symbolpolitik.

Schluss mit der Schönfärberei !!!
Die Zeit der politischen Beschwichtigungen muss vorbei sein.
Es  reicht  nicht  mehr,  immer  neue  Anlagen  mit  immer  neuen
Rechtfertigungen  zu  versehen,  während  die  finanziellen,
ökologischen und sozialen Schäden weiter wachsen. Es reicht
nicht,  Bürgern  Opfer  abzuverlangen  und  ihnen  zugleich  zu



erklären, sie müssten diese Opfer als Fortschritt verstehen.
Es  reicht  nicht,  Naturzerstörung  als  Klimaschutz  zu
etikettieren  und  wirtschaftliche  Fehlsteuerung  als
Erfolgsgeschichte  zu  verkaufen.

Die Petition 193142 ist deshalb ein notwendiger Weckruf. Sie
erinnert daran, dass auch die Energiewende den Regeln von
Vernunft,  Ehrlichkeit  und  Verhältnismäßigkeit  unterliegen
muss. Ein Fördersystem, das schwachwindige Standorte künstlich
attraktiv  macht,  ist  kein  Ausdruck  intelligenter  Politik,
sondern ein Symptom politischer Selbstüberschätzung. Wer echte
Nachhaltigkeit will, muss aufhören, ungeeignete Projekte mit
dem Geld der Allgemeinheit künstlich zu vergolden.

Deutschland  braucht  keine  Windkraft  um  jeden  Preis.
Deutschland braucht endlich eine ehrliche Debatte darüber, wo
Windenergie sinnvoll ist, wo ihre Grenzen liegen und warum
Natur, Landschaft und Bürgerinteressen nicht länger dem Zwang
eines ideologisierten Ausbauprogramms geopfert werden dürfen.
Genau  deshalb  verdient  diese  Petition  Aufmerksamkeit,
Unterstützung und öffentliche Debatte. Denn sie stellt die
Frage, die längst viel zu lange verdrängt wurde: Wie viel
Fehlsteuerung will sich dieses Land eigentlich noch leisten?

BITTE  JEDER  DIE  AKTUELLE  PETITION  IM
BUNDESTAG UNTERZEICHNEN:
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Frankreich  stoppt  Windkraft:
Schutz für Mensch & Natur

Es ist ein Paukenschlag aus Frankreich, der weit über die
Landesgrenzen  hinaus  hallt:  Das  französische  Parlament  hat
beschlossen, sämtliche neuen Genehmigungen für Windkraft- und
Solarparks  vorerst  zu  stoppen.  Dieser  Schritt  kommt
überraschend, aber er ist überfällig – und ein Signal, das
auch Deutschland ernst nehmen sollte. Denn was seit Jahren von
vielen  Bürgern,  Wissenschaftlern  und  Umweltschützern
kritisiert wird, scheint in Frankreich nun erstmals politisch
Gehör zu finden.

Grund für das Moratorium ist der zunehmende Druck aus der
Bevölkerung.  Immer  mehr  Menschen  spüren,  dass  der  massive
Ausbau erneuerbarer Energien nicht nur Vorteile bringt. Im
Gegenteil: Die sogenannten „grünen“ Technologien haben in den
vergangenen Jahren massive Spuren in Natur, Landschaft und
Lebensqualität  hinterlassen.  Windräder,  einst  als
Hoffnungsträger  gefeiert,  sind  vielerorts  zu  Symbolen  der
Entfremdung  geworden.  Riesige  Konstruktionen  ragen  in  die
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Landschaft, prägen ganze Regionen und zerstören dabei nicht
selten Lebensräume, die über Jahrzehnte gewachsen sind. Wälder
werden gerodet, um Platz für neue Anlagen zu schaffen. Böden
werden verdichtet, Biotope unwiederbringlich zerstört.

Nicht  nur  die  Natur  leidet,  auch  die  Menschen  selbst.
Besonders  in  ländlichen  Regionen  wird  die  Belastung  durch
Windräder immer deutlicher spürbar. Viele Anwohner berichten
über  Dauerlärm,  Infraschall,  Schattenschlag  und
gesundheitliche  Beschwerden  wie  Schlafstörungen  oder
Kopfschmerzen. Die Nähe mancher Anlagen zu Wohnhäusern ist
erschreckend – teils stehen sie in wenigen Hundert Metern
Entfernung.  Hinzu  kommt  der  wirtschaftliche  Schaden:
Immobilien verlieren an Wert, Tourismus bricht ein, Menschen
fühlen sich übergangen und ausgeliefert.

Auch der Tierwelt setzen die Anlagen enorm zu. Jahr für Jahr
sterben  zehntausende  Vögel  durch  Kollisionen  mit
Rotorblättern. Besonders betroffen sind Greifvögel, die ihre
Flugbahnen  nicht  an  die  künstlichen  Hindernisse  anpassen
können. Fledermäuse, die auf bestimmte Jagdgebiete angewiesen
sind, verschwinden, weil sie den durch Windräder erzeugten
Druckunterschieden  nicht  standhalten  können.  Ganze
Populationen gehen verloren – still, fast unbemerkt und doch
dramatisch.

Doch nicht nur Windkraftanlagen stehen in der Kritik. Auch der
Ausbau  von  Photovoltaik  –  insbesondere  in  Form  großer
Solarparks – hat seine Schattenseiten. Immer mehr fruchtbare
Ackerflächen werden für riesige Anlagen versiegelt. Was früher
der Nahrungsmittelproduktion diente, wird nun mit Metall und
Glas überzogen. Besonders in Zeiten geopolitischer Spannungen
und  wachsender  Unsicherheit  bei  der  Lebensmittelversorgung
wirkt  dieser  Trend  geradezu  paradox.  Die  Versiegelung  von
wertvollem Boden ist ein Eingriff in die Zukunftsfähigkeit
ganzer  Regionen  –  und  wird  dennoch  mit  dem  Etikett
„nachhaltig“  versehen.



Das  französische  Moratorium  markiert  hier  eine  dringend
notwendige  Zäsur.  Zum  ersten  Mal  steht  nicht  der  blinde
Fortschrittsglaube im Vordergrund, sondern die Frage nach den
realen  Folgen.  Ziel  ist  eine  umfassende  Folgenabschätzung,
eine ehrliche Bewertung der ökologischen, gesundheitlichen und
gesellschaftlichen  Auswirkungen  des  Erneuerbaren-Ausbaus.
Genau das, was Kritiker seit Jahren fordern: keine Politik
nach Bauchgefühl, sondern nach Fakten.

Begleitet  wurde  die  Abstimmung  von  einem  politischen
Paukenschlag: Die Fraktion des Rassemblement National brachte
zeitgleich  einen  Antrag  ein,  das  2020  stillgelegte
Atomkraftwerk Fessenheim wieder ans Netz zu nehmen. Auch wenn
dieser  Vorstoß  schnell  von  der  Atomaufsicht  abgeschmettert
wurde  –  das  Kraftwerk  ist  inzwischen  technisch  weitgehend
abgebaut  und  ein  Wiederanlauf  ist  kaum  realisierbar  –
verdeutlicht  der  Vorstoß  doch  eines:  Die  Debatte  um
Energieversorgung  ist  in  Bewegung  geraten.  Es  gibt  wieder
Alternativen,  Diskussionen,  ein  Ringen  um  Wege  statt  das
monotone Mantra vom „alternativlosen“ Ausbau.

Dass der Beschluss überhaupt zustande kam, lag auch an der
Zusammensetzung des Parlaments zum Zeitpunkt der Abstimmung.
Ein  Bündnis  aus  den  Republikanern  und  dem  Rassemblement
National  brachte  genügend  Stimmen  zusammen,  während  viele
Abgeordnete der Regierung und linker Parteien nicht anwesend
waren. Ein politischer Zufall vielleicht – aber einer, der
einen echten Wandel auslösen könnte.

Was Frankreich hier tut, ist kein Rückschritt. Es ist ein
Innehalten.  Ein  Nachdenken.  Ein  notwendiger  Moment  der
Besinnung  in  einer  Debatte,  die  viel  zu  lange  von
technokratischer Alternativlosigkeit geprägt war. Wer wirklich
die Umwelt schützen will, darf sie nicht durch gigantische
Industrieanlagen  im  grünen  Gewand  zerstören.  Nachhaltigkeit
bedeutet, Mensch und Natur in Einklang zu bringen – nicht, sie
gegeneinander auszuspielen.



Frankreich  zeigt,  dass  es  auch  anders  geht.  Der  Ausbau
erneuerbarer  Energien  muss  demokratisch  legitimiert,
ökologisch verträglich und sozial gerecht sein. Es darf nicht
darum gehen, möglichst viele Anlagen in möglichst kurzer Zeit
zu  errichten.  Es  muss  darum  gehen,  die  richtigen
Entscheidungen für eine lebenswerte Zukunft zu treffen – mit
Weitsicht, Augenmaß und Rücksicht.

Doch der Widerstand gegen Wind- und Solarparks speist sich
nicht nur aus Umwelt- und Gesundheitsaspekten. Auch ökonomisch
gerät der Ausbau zunehmend in die Kritik. Immer mehr Kommunen
berichten von fehlender Wertschöpfung vor Ort. Die Gewinne
fließen  meist  an  überregionale  Investoren  oder  große
Energiekonzerne,  während  die  betroffenen  Gemeinden  mit  den
Lasten  allein  gelassen  werden.  Das  versprochene  „Teilhabe-
Modell“ für Bürger funktioniert in der Praxis oft nicht. Die
Einnahmen sind gering, der Einfluss auf Standortentscheidungen
noch geringer.

Hinzu kommt ein Thema, das bislang viel zu wenig beachtet
wird: die Material- und Rohstofffrage. Windräder, insbesondere
Offshore-Anlagen, benötigen riesige Mengen an Beton, Stahl und
seltenen Erden – etwa für Permanentmagnet-Generatoren. Diese
Rohstoffe stammen oft aus Ländern mit fragwürdigen Umwelt- und
Sozialstandards.  Der  „grüne“  Strom  ist  also  häufig  nur
vordergründig  sauber,  während  anderswo  Umweltzerstörung,
Ausbeutung und Kinderarbeit an der Tagesordnung stehen. Ein
grünes  Gewissen  auf  dem  Rücken  anderer  –  das  kann  keine
nachhaltige Zukunft sein.

Auch  die  Entsorgung  wird  zum  Problem:  Erste  Windparks
erreichen bald das Ende ihrer Lebensdauer. Doch was passiert
mit  den  riesigen  Rotorblättern,  die  aus  Verbundstoffen
bestehen und kaum recycelbar sind? Schon heute türmen sich
ausgediente  Blätter  auf  Deponien  –  ein  wachsender  Berg
ungelöster Entsorgungsprobleme. Von einem echten „Kreislauf“
kann keine Rede sein.



Ein  weiterer  kritischer  Punkt  ist  die  Volatilität  dieser
Energiequellen. Wind- und Sonnenstrom stehen nicht zuverlässig
zur Verfügung, sondern nur, wenn das Wetter mitspielt. Das
zwingt  die  Netzbetreiber  zu  massiven  Eingriffen  ins
Stromsystem  –  mit  hohen  Kosten.  Gleichzeitig  müssen
konventionelle Kraftwerke – oft Gaskraftwerke – als Reserve
vorgehalten werden. Der sogenannte „Zappelstrom“ bringt also
keine  Versorgungssicherheit,  sondern  macht  das  System
anfällig,  teuer  und  instabil.

Auch auf internationaler Ebene wird diese Diskussion lauter.
In Skandinavien, Italien, Spanien und den USA mehren sich
Stimmen, die einen „Green Deal“ nicht als Freifahrtschein für
Großindustrie im Namen der Ökologie sehen wollen. Viele dieser
Länder setzen nun verstärkt auf echte Innovation: dezentrale,
bedarfsgerechte  Systeme,  Speichertechnologien  und  den
sparsamen  Umgang  mit  Ressourcen  statt  Flächenverbrauch  im
Gigawattmaßstab.

Die große Frage lautet: Wollen wir wirklich unsere letzten
unberührten Landschaften opfern – für Technologien, die selbst
erhebliche Nebenwirkungen haben? Oder brauchen wir eine neue
Debatte darüber, wie eine wirklich nachhaltige Energiewende
aussieht?  Frankreich  hat  einen  mutigen  Schritt  gewagt.
Vielleicht ist es Zeit, auch bei uns nicht länger die Augen zu
verschließen.
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